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ANFRAGEBEANTWORTUNG 
betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. Schwemlein 

und Genossen vom 26. Mai 1993, Nr. 4893/J-NR/1993, 

Verhandlungen und deren ErgebaVsse zum "Lofer-Verkehr" 

bzw. die Pläne der EG und Österreichischer Nachbarstaaten 

in Bezug auf Transitrouten durch Österreich 

Ihre Fragen darf ich wie fOlgt beantworten 

Zu Frage 1: 
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"Welche Verhandlungsergebnisse zwischen Österreich und Deutschland bzw. Salzburg und Bayern 
zum "Loferer Verkehr" liegen bis jetzt vor?" 

Zur Darstellung der VerhandJungsergebnisse zwischen Österreich und Deutschland 

zum Lofer Verkehr darf ich zunächst auf die Besprechung zwischen Österreich und 

Deutschland unter Leitung des Herrn Bundesminister Krause und mir am 13. No­

vember 1992 in München über die Vermeidung der Kündigung des Abkommens 

zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über den er­

leichterten Straßendurchgangsverkehr zwischen Salzburg und Lofer über deutsches 

Gebiet und zwischen Garmisch-Partenkirchen und Pfronten/Füssen über österreichi­

sches Gebiet, an dem auch für das Bundesland Salzburg LH Katschthaler und LR 

Raus teilgenommen haben, hinweisen. Im Rahmen dieser Besprechung konnte eine 

Einigung über die künftige Verteilung des Verkehrs auf die möglichen Verkehrsträger 

und Verkehrsrouten erzielt werden. Durch dieses seinerzeitige Verhandlungsergebnis 

wurde - auch aufgrund der nachdrücklichen Vertretung der österreichischen Inter­

essen durch das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr - erreicht, 

daß eine konkrete Lösung vorgeschlagen werden konnte, durch die die Gefahr einer 

Kündigung des Lofer Abkommens vermieden und eine Verkehrsaufteilung realisierbar 
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ist, ohne daß ein Teil des Schwerverkehrs auf die B 311 verlegt werden muß. Zudem 

darf ich auch darauf hinweisen, daß eine Verbesserung der Situation jener 

Bevölkerung an der B 312. die vom LKW-Verkehr schwer belastet ist, einen inte­

grierenden Bestandteil der österreichischen Interessen bilden muß. 

Folgendes gemeinsame Maßnahmenpakef, das alle Verkehrstrager umfaßt, wurde 

vereinbart: 

1. Österreich wird die maximal verfogbaren Kapazitaten auf der Schiene zur Ent­

lastung der Loferer Bundesstraße zur VerfOgung stellen. 

2. Deutschland erklärt sich bereit, dafOr zusätzliche Zugtrassen Ober die Rosenheimer 

Schleife zur VerfOgung zu stellen. 

3. DarOber hinaus wird die deutsche Seite am GrenzObergang Kiefersfelden fOr 

Fahrten über die Autobahnverbindung Kufstein - Rosenheim - Salzburg eigene 

Spuren tor eine beschleunigte Grenzabfertigung einrichten. 

4. Die Länder Salzburg und Bayern werden geeignete Regelungen ausarbeiten und 

umgehend in Kraft setzen, die eine Nutzung der Bahnkapazitäten jedenfalls 

sicherstellen. Denkbar wären in diesem Zusammenhang geeignete 

straßenpolizeiliche Beschränkungen. 

5. Durch Verbesserung der Logistik soll der heute beträchtliche Leerfahrtenanteil 

deutlich reduziert werden. 

Konkret wurde nun zwischen dem Bundesministerium für Verkehr der BRD und dem 

Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich 

folgendes vereinbart: 

Ab 5. Juli 1993 wird, um eine fühlbare Reduzierung des Durchgangsverkehrs über 

das "Kleine Deutsche Eck" zu erreichen, die Anzahrder Fahrten von österreichischen 

Lastkraftfahrzeugen auf dem "Kleinen Deutschen Eck" pro Werktag auf 
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durchschnittlich 900 Richtungsfahrten begrenzt und durchschnittlich 450 

Richtungsfahrten auf die Autobahnverbindung über das "Große Deutsche Eck" 

verlagert. 

Das zu diesem Zweck ausgearbeitete Zählkartenmodell sieht vor, daß pro Woche für 

Durchgangsfahrten über das "Große Deutsche Eck" 2.350 Zäh/karten für eine Rich­

tungsfahrt pro Woche und für das "Kleine Deutsche Eck" 4.700 Zäh/karten für eine 

Richtungsfahrt pro Woche ausgegeben werden. Die Zäh/karten selbst werden vom 

Amt der Salzburger Landesregierung ausgegeben. Weiters wurde vereinbart, daß eine 

aus Vertretern von beiden Seiten zusammengesetzte Arbeitsgruppe die Abwicklung 

und Kontrolle des Zählkartenverfahrens sowie die Ahndung allfälliger Zu­

widerhandlungen übernehmen soll. 

Zu Frage 2: 
"Welche Anstrengungen wurden seitens der Trensportwirtschaft unternommen, um dem seit vielen 
Jahren bekannten Wunsch der Anrainer an der 8311/8312 zu entsprec/1en, den LKW-Verkehr auf 
diesen Strecken zu reduzieren?" 

Bereits in den Sommermonaten des Jahres 1992 wurde eine Reihe von Gesprächen 

mit Vertrdtern der österreich ischen Bundeswirtschaftskammer geführt. Ziel dieser 

Gespräche war die Ausarbeitung von freiwilligen Beschränkungsmaßnahmen, um den 

österreichischen LKW-Verkehr über Bad Reichenhall zu verringern. Trotz mehrmaliger 

Aufforderung haben die Wirtschaftsvertreter leider keine konstruktiven Vorschläge für 

eine freiwillige Einschränkung des Straßengüterverkehrs zur Entlastung dieses 

Straßenstückes gemacht. Nach den ersten Tagen der Betriebsaufnahme der von der. 

Wirtschaft' geforderten ROLA Kufstein - Salzburg zeigt sich, daß auch hier die 

Transportwirtschaft entgegen den auf höchster Ebene getroffenen Vereinbarungen 

(Maderthaner .. Katschthaler ~ Klima) den Kombiverkehr nicht im vorgesehenen 

Ausmaß in Anspruch nimmt. 

Zu Frage 3: 
"Inwelchem Ausmaß ist die ÖSS in Zusammenhang mit der Verlegung des Transit-Schwerverkehrs 
auf die Schiene in der Lage, in dieser Relation LKW-Ladungen zu übernehmen? 
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Welche Maßnahmen sind geplant, um die vorhandenen Kapazitäten der OBB zu erhöhen und welcher 
Zeitraum ist für die Realisierung der Maßnahmen vorgesehen?" 

Die ÖaB sind in der Lage, ab Juli 1993 insgesamt 626 LKW-Ladungen pro Tag 

zusätzlich zu übernehmen. 

Dieses Angebot umfaß alle Transporttechniken und gliedert sich wie folgt: 

- lUD LKWQLadungen im unbegleiteten kombinierten Verkehr (CombiCargo) 

sowie im Wagenladungsverkehr (CompletCargo), die ab 

sofort unter Ausnutzung des bestehenden Zugangebotes 

befördert werden könnte. 

- 30 LKW-Ladungen 

- 60 LKW-Ladungen 

- 96 LKW-Ladungen 

626 LKWQLadungen 

im Stückgutverkehr (ExpressCargo) "Bahnexpress", die 

ebenfalls ab sofort unter Ausnutzung des bestehenden 

Zugangebotes befördert werden könnten. 

zusätzlich ab 1. Juli 1993 mit der Einführung eines 

neuen Ganzzugpaares für den Cori7biCargo-Verkehr 

(unbegleiteter kombinierter Verkehr) zwischen Wien und 

Hal/. 

zusätzlich ab 1. Juli 1993 mit der Einführung von 4 

Zugpaaren für den RoLa-Shuttle zwischen Salzburg und 

Kufstein 

in allen Verladetechniken 

Mit Winterfahrplan 1993/94 (ab 27. September 1993) sind die Umbauarbeiten im Bf 

Wörgl soweit fortgeschritten, daß ein zusätzlicher RoLa-Verkehr zwischen Wels und 

Wörgl mit 4 Zugpaaren eingerichtet werden kann. Damit steht eine zusätzliche 

Kapazität von 168 LKW-Ladungen für die Verlagerung des Transit-Schwerverkehrs 

auf die Schiene zur Verfügung. 

Zu Frage 4: 
"Welche weiteren Maßna/1men können Sie sich vorstellen bzw. sind bereits in ErWägung gezogen 
worden, um die Verkehrs/awine entlang der B 311/ B 312 einzudämmen? 
Wer hätte diese Maßnahmen zu treffen?" 
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Zum Zwecke der Verringerung der Verkehrsbelastung der Anrainer entlang der B 

311/312 besteht für das Land konkret die Möglichkeit, straßenpolizeiliche Beschrän­

kungen in den betroffenen Gebieten vorzunehmen. 

Die Landesregierung bzw. die einzelnen Bezirksverwaltungsbehörden können 

beispielsweise nach Durchführung eines entsprechenden Ermittlungsverfahrens für die 

Beförderung bestimmter minderwertiger Wirtschaftsgüter ein sektorales Fahrverbot 

erlassen. 

Ebenso können natürlich auch andere notwendige temporäre oder lokale 

Beschränkungen für den LKW-Verkehr erlassen werden. 

Die Vol/ziehung dieser Maßnahmen fällt jedoch in den Zuständigkeitsbereich des 

Landes, sodaß diesbezüglich ein Handlungsbedarf nun auf Landesebene gegeben ist. 

Zu Frage 5: 
"Wie stehen Sie zu den Plänen der EG bzw. von Nac/7barstaaten Österreichs, bei der Errichtung von 
neuen Transitrouten (insbesondere der sogen. Alemagna-Autobahn) österreichisches Staatsgebiet mit 
einzuplanen bzw. ist Ihnen bekannt oder wurden Anfragen an Sie gerichtet, die die Errichtung neuer 
Straßenteile in Österreich zur Kompiettierung des gesamteuropäischen Straßen- bzw. Autobahnnetzes 
betreffen?" 

Das Projekt einerAlemagna-Autobahn wird von der österreich/sehen Bundesregierung 

nicht befürwortet. Seine Realisierung würde auch dem Ziel des mit der EG abge­

schlossenen Transitvertrages widersprechen, den Verkehrszuwachs auf der Schiene 

zu bewältigen, 

Generell ist festzuhalten, daß zur Zeit nur das Grobkonzept einer Strategie der Euro­

päischen Gemeinschaften für die künftige Entwicklung der Verkehrspolitik besteht. das 

noch nicht bindend festgelegt ist. Darin sind Korridore definiert, die - aufgrund der 

geographischen Lage im Herzen Europas - auch durch Österreich verlaufen. Es bleibt 

aber in der Entscheidungsfreiheit Österreichs, welche dieser Korridore ausgebaut wer­

den. Im übrigen ist die Grundlage für Ausbauentscheidungen im hochrangigen 

Straßennetz (Bundesstraßennetz) das Bundesstraßengesetz in der geltenden 
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Fassung. In diesem sind keine neuen Transitrouten vorgesehen (auch nicht die 

sogen. Alemagna). Eine Aufnahme neuer Korridore in das Bundesstraßengesetz 

bedarf somit der Mitwirkung des Parlaments. 

~'en, am 13, . Juli 1993 

Der Bundesminister 
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